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BK 3g-17/001

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren

wegen der Anordnung der Leistungsbereitstellung und von Entgelten gemaf § 25 TKG fir Intrall
Building-Abschnitte, Zentrale Zeichengabekanale und Kollokationleistungen zwischen

der Vodafone GmbH, Ferdinand-Braun-Platz 1, 40549 Disseldorf,
vertreten durch die Geschaftsflihrung,

Antragstellerin,

und

der Telekom Deutschland GmbH, Landgrabenweg 151, 53227 Bonn,
vertreten durch die Geschaftsflihrung,

Antragsgegnerin,

Beigeladene:

1. VATM Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten e. V.,
Frankenwerft 35, 50667 Koln, vertreten durch den Vorstand,

2. Telefénica Germany GmbH & Co. OHG, Georg-Brauchle-Ring 23-25, 80992 Minchen,
vertreten durch die Telefénica Germany Management GmbH und die Telefénica Deutsch(l
land Holding AG, diese vertreten durch die Geschaftsfuhrung bzw. den Vorstand,

3. NetCologne GmbH, Am Coloneum 9, 50829 Kdln,
vertreten durch die Geschéaftsfihrung,

4. 1&1 Versatel GmbH, Niederkasseler Lohweg 181-183, 40547 Dusseldorf,
vertreten durch die Geschéaftsfuhrung,

— Verfahrensbevollméachtigte:

der Antragsgegnerin: Deutsche Telekom AG
Friedrich-Ebert-Allee 140
53113 Bonn
vertreten durch den Vorstand
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diese vertreten durch:

Rechtsanwalte Dolde Mayen & Partner
Mildred-Scheel-Stralke 1
53175 Bonn —

hat die Beschlusskammer 3 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitat, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch

den Vorsitzenden Ernst Ferdinand Wilmsmann,
den Beisitzer Dr. Ulrich Geers und
den Beisitzer Matthias Wieners

auf die mindliche Verhandlung vom 02.03.2017 beschlossen:

1. Im Zusammenschaltungsverhaltnis zwischen der Antragstellerin und der Antragsgegnerin
wird die Geltung der in Anlage ASt1 des Anordnungsantrages beigefiigten Erganzungs(’
vereinbarung zur Zusammenschaltungsvereinbarung mit Rickwirkung ab dem
16.11.2006 mit folgenden Anderungen angeordnet:

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

In § 1 wird die Uberschrift durch ,Leistungsbeschreibungen ersetzt.

In § 1 Nr. 2 Satz 1 wird das Wort ,Inneneinfihrungen® durch ,Innenfilhrungen® er-
setzt.

§ 1 Nr. 3 Satz 2 wird das Wort ,Zeichenabgabekanale® durch ,Zeichengabekanar’
le“ ersetzt.

§ 1 Nr. 3 Satz 2 wird der letzte Halbsatz ,und ist im Anhang B — Bestelll
lung/Bereitstellung- der Zusammenschaltungsvereinbarung geregelt* gestrichen.

§ 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

,Fur den Intra-Building-Abschnitt und ZZK von Vodafone gelten die vereinbarten
technischen Regelungen des Intra-Building-Abschnittes und ZZK des ICAs
,customer-sited“ der Telekom entsprechend.”

Als neuer § 2 wird eingefugt:

,§ 2 Bereitstellung und Uberlassung der Intra-Building-Abschnitte und ZZK von
Vodafone

Sofern Vodafone einen ICAs ,customer-sited“ nach den Regelungen der oben
genannten Zusammenschaltungsvereinbarung bei der Telekom bestellt, stellt Vol
dafone zum Zeitpunkt der Bereitstellung des ICAs ebenfalls einen Intra-Building-
Abschnitt und einen ZZK bereit und Uberlasst sie der Telekom. Maligebend fir
den Bereitstellungszeitpunkt ist das Datum des Inbetriebsnahmeprotokolls des
ICAs ,customer-sited“. Sofern ein ICAs ,customer-sited* zum Zeitpunkt des Ab[]
schlusses dieser Vereinbarung bereits bereitgestellt ist, Uberlasst Vodafone den
entsprechenden Intra-Building-Abschnitt und ZZK ab dem Zeitpunkt des Inkraft(]
tretens dieser Zusatzvereinbarung.”
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1.7

1.8

1.9

1.12

1.16
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Die Nummerierung der nachfolgenden Regelungen wird entsprechend angepasst.
§ 3 (§ 2a.F.) Nr. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Beginnend mit der erstmaligen wechselseitigen Nutzung der Intra-Building-
Abschnitte und der ZZK, friihestens jedoch mit dem Inkrafttreten dieser Zusatz[’
vereinbarung, werden die Entgelte gemal § 3 Ziffer 1 in Rechnung gestellt.”

In § 3(§ 2 a.F.) Nr. 2 Satz 2 wird der Verweis ,gemaR § 2 Ziffer 3 durch ,geman
§ 3 Ziffer 3" ersetzt.

In § 3 (§2a.F.)Nr. 2wird als Satz 4 erganzt:

,o0fern ein ICAs ,customer-sited* der Telekom nach den Regelungen der oben
genannten Zusammenschaltungsvereinbarung gekundigt wird, werden die von
der Telekom zu zahlenden Uberlassungsentgelte fiir den Intra-Building-Abschnitt
und ZZK von Vodafone auf den entsprechenden Nutzungszeitraum reduziert.*

In§3(§2a.F.) Nr. 3 wird ,444.000" durch ,440.000“ ersetzt.
In § 3 (§ 2 a.F.) wird als Nr. 4 eingefugt:

Fur die von Vodafone zu leistende Rickerstattung gilt die in Anhang G Teil 2
Nr. 21 Satz 1 der Zusammenschaltungsvereinbarung enthaltene Verzinsungsrel!
gelung entsprechend. Diese Regelung gilt erstmalig flir das Erstattungsjahr 2010.

§ 4 (§ 3 a.F.) wird gestrichen.
Ziffer 2 Absatz 1 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung wird wie folgt gefasst:
,Vodafone stellt Telekom elektrische Energie zur Verfiigung.®

Ziffer 2 Absatz 2 Punkt 3 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung wird wie folgt
gefasst:

,Gleichstromversorgung (,DC-Versorgung®, je nach baulichen Gegebenheiten
48V oder 60V). Telekom gibt die gewlnschte elektrische Anschlussleistung an.
Die Preise fur die Versorgung mit elektrischer Energie ergeben sich aus der Anlal’

o

ge 8 ,Preise.
Ziffer 4 Absatz 2 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung wird gestrichen.
In der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung wird als Ziffer 5 eingefugt:

»9. Zutritt

Vodafone gewahrt Telekom jederzeit Zutritt zu der Kollokationsflache. Der Zutritt
kann durch einen Mitarbeiter von Vodafone ermdglicht werden. Fir diesen Fall
benennt Vodafone der Telekom eine Telefonnummer, die durchgehend — d.h.
Uber sieben Tage jeweils 24 Stunden — erreichbar ist und Uber die der Zutritt an(’
gekindigt wird. Der Zutritt muss innerhalb von 15 Minuten nach Ankindigung
bzw. zum gewunschten Termin erfolgen. Alternativ kann Vodafone der Telekom
drei Satze Schlussel bzw. Codekarten Uberlassen, die den Zutritt ermdglichen.
Nach Ende der Uberlassung sind diese zuriickzugeben.
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Die Kosten fiir die Gewahrung des Zutritts sind Teil der Kosten fiir die Uberlas(’
sung bzw. Bereitstellung.”

2. Die Anordnung steht unter dem Vorbehalt des Widerrufs fir den Fall, dass die Parteien
sich Uber die Bedingungen der Entgelterstattung oder tber Einflussmadglichkeiten der AnCJ
tragsgegnerin auf den Umfang der genutzten verfahrensgegenstandlichen Leistungen eil’
nigen.

3. Im Ubrigen werden die Antréage abgelehnt.

Sachverhalt

Die Antragstellerin betreibt bundesweit ein digitales zellulares Mobilfunknetz. Sie hat ihr Netz
unter anderem mit dem offentlichen Telekommunikationsnetz der Antragsgegnerin zusammen(
geschaltet. Uber diese Zusammenschaltung wird Verkehr aus dem Netz der Antragstellerin in
das Netz der Antragsgegnerin und umgekehrt gefuhrt. Rechtliche Grundlage hierflr ist eine Zul
sammenschaltungsvereinbarung vom 26.03.2002/08.04.2002, die nachfolgend verschiedentlich
geandert worden ist, letztmalig durch Anderungsvereinbarung vom 10.11.2016. Die Parteien
streiten Uber die Entgeltlichkeit der von der Antragstellerin bereitgestellten Intra-Building-
Abschnitte (IBA), Zentrale Zeichengabekanale (ZZK) und Kollokationsleistungen.

Die Zusammenschaltung erfolgt Uber sog. Interconnection Anschlisse (,ICAs") dergestalt, dass
die Antragsgegnerin an Vermittlungsstellenstandorten der Antragstellerin mittels eines von ihr
bereit gestellten Ubertragungswegs (,Inter-Building/Abschnitt’), eines Intra-Building-Abschnitts
und eines ZZK die technische Verbindung zwischen ihrem eigenen Vermittlungsstellenstandort
und einem Standort der Antragstellerin herstellt. Die Antragstellerin stellt ihrerseits an den Ver(
mittlungsstellen die erforderliche Schnittstelle in Form des IBA und zum Zweck der Ubermittlung
von Signalisierungsinformationen den ZZK bereit. DarlUber hinaus Uberlasst die Antragstellerin
auf ihrer Technikflache der Antragsgegnerin Raum zum Aufbau ihrer Ubertragungstechnik und
stellt ihr Strom zum Betrieb der Technik bereit.

Um der Antragsgegnerin Verbindungsleistungen wie etwa die Terminierungsleistung Vodafone
B.1 erbringen zu kdnnen, muss die Antragstellerin Intra-Building-Abschnitte und Zentrale Zeil
chengabekanéle bereitstellen. Fir die Bereitstellung und Uberlassung ist in der Zusammen(]
schaltungsvereinbarung der Parteien keine Entgeltzahlung vorgesehen.

Die Bundesnetzagentur hat der Antragstellerin erstmalig mit Regulierungsverfigung vom
30.08.2006 (BK4c-06-002/R) verschiedene Verpflichtungen im Hinblick auf Zusammenschaltun(’
gen mit ihrem Mobilfunk-Telefonnetz auferlegt und die Entgelte fir die Gewahrung des Zugangs
und der Kollokation in das Mobilfunknetz der Antragstellerin der Entgeltgenehmigungspflicht
gemal § 31 TKG unterworfen. Diese Verpflichtungen und die Entgeltgenehmigungspflicht wur(’
den mit Regulierungsverfigungen vom 05.12.2008 (BK3b-08/017), vom 19.07.2013 (BK3b[J
12/004) und vom 30.08.2016 (BK3b-15/061) bestatigt.

Die Entgelte fiir die Bereitstellung und Uberlassung von IBA und ZZK und fir Kollokationsleis]
tungen wurden der Antragstellerin erstmalig mit Beschluss vom 16.11.2006 (BK3a/b-06-011)
ruckwirkend zum 30.08.2006 genehmigt. Weitere Entgeltgenehmigungen wurden mit BeschlUs!'
sen vom 06.06.2007 (BK3a-07-004), vom 26.11.2008 (BK3a-08-134), vom 24.02.2011 (BK3al’
10/099), vom 19.07.2013 (BK3a-12/085), vom 24.04.2015 (BK3a-14/013) und vom 30.11.2016
(BK3a-16/104) erteilt.

Bei Verhandlungen zu einer Anderungsvereinbarung Ende 2006 begehrte die Antragstellerin
von der Antragsgegnerin die Vereinbarung von Entgelten fir Intra-Building-Abschnitte, ZZK und
Kollokationsleistungen. Eine Einigung erzielten die Parteien darUber jedoch nicht. In der Anlage
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G, S. 21, Ziffer 19, der Anderungsvereinbarung vom 27.12.2006 zu der Zusammenschaltungs’
vereinbarung wurde hierzu als ,offener Verhandlungspunkt* festgehalten:

,Die Parteien konnten sich Uber folgende Verhandlungspunkte nicht einigen:

1) ...

2) Bericksichtigung der Kosten fiir den Intrabuilding-Abschnitt auf Seiten von Vodafone im
Rahmen der Abrechnung von ICAs sowie fur die durchzufihrenden Konfigurationsmaf3[]
nahmen bei der Errichtung, Anderung bzw. Abschaltung von IC-Diensten.

Beide Vertragspartner sind verpflichtet, sich ernsthaft um eine Verhandlungslésung zu bemut(

hen. Bis zur Einigung gelten, soweit diese Zusammenschaltungsvereinbarung Regelungen

Uber die vorgenannten Verhandlungspunkte enthalt, diese Regelungen als vereinbart.*

Da die Antragsgegnerin in der Folge eine Vereinbarung bezlglich der zu zahlenden Entgelte
verweigerte und die Antragsgegnerin verschiedene Rechnungen der Antragstellerin mit der Be[’
grindung zurickwies, es fehle an einer vertraglichen Grundlage, reichte die Antragstellerin mit
Schreiben vom 21.07.2009 einen Antrag auf Anordnung auf Anordnung der genehmigten Ent(
gelte fur IBA, ZZK und Kollokationsleistungen ein.

Die Beschlusskammer erliel® am 23.11.2009 eine Zugangsanordnung, mit der riickwirkend zum
16.11.2006 eine Erganzungsvereinbarung zur bestehenden Zusammenschaltungsvereinbarung
angeordnet wurde (BK3b-09/047). Der Anordnung lag die Auffassung zu Grunde, dass die An[]
tragsgegnerin gemal § 37 TKG zur Zahlung der Entgelte verpflichtet sei. Die Anordnung regelte
die Erstattung der zu zahlenden genehmigten Entgelte entsprechend dem Nutzungsverhaltnis
der Uberlassenen ICAs. Die Entgelte fur Kollokationsleistungen wurden in diese Erstattungsrel’
gelung mit der Begriindung nicht einbezogen, dass die Antragsgegnerin in der Variante ,custol!
meri(sited” keine weiteren Infrastrukturleistungen und Kollokationsleistungen der Antragstellerin
nutze.

Sowohl die Antragstellerin als auch die Antragsgegnerin erhoben Klage gegen die Zugangsan(]
ordnung. Das Verwaltungsgericht Kéln wies beide Klagen mit Urteilen vom 27.11.2014 ab (1 K
8240/09 und 1 K 8765/09). Beide Parteien legten Nichtzulassungsbeschwerde ein. Das Bundes(]
verwaltungsgericht hat auf die Beschwerde der Antragstellerin hin die Revision nicht zugelas(]
sen. Die Revision der Antragsgegnerin wurde zugelassen. Die Antragsgegnerin leistete seit Er[}
lass der Anordnung vom 23.11.2009 unter Vorbehalt Zahlungen auf entsprechende Rechnungen
der Antragstellerin; dies erfolgte aber nur unter Hinweis auf die sofortige Vollziehbarkeit der An[
ordnung vom 23.11.20009.

Mit Urteil vom 17.08.2016 hob das Bundesverwaltungsgericht die Ziffern 1. und 2. der Zul]
gangsanordnung vom 23.11.2009 auf (BVerwG, 6 C 24.15). Dabei stellte das Bundesverwalll
tungsgericht fest, dass die in § 37 Abs. 2 TKG angeordnete privatrechtsgestaltende Wirkung
einer Entgeltgenehmigung lediglich die zwischen den Zusammenschaltungspartnern vereinbarte
Hohe der Entgelte modifiziert. Sie begrinde aber nicht die Entgeltlichkeit einer Leistung, son(
dern setze eine entsprechende Entgeltabrede oder eine Anordnung der Bundesnetzagentur gel!
man § 25 TKG voraus.

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 25.01.2017, am 27.01.2017 vollstandig mit allen Anla’l
gen bei der Bundesnetzagentur eingegangen, die Anordnung der Geltung einer als Anlage ASt 1

beigeflgten Erganzungsvereinbarung mit Rickwirkung ab dem 30.08.2006 beantragt, die unter
anderem vorsieht, dass die Antragsgegnerin fiir die Bereitstellung und Uberlassung der IBA, die
Uberlassung der ZZK und die Nutzung von Kollokationsflachen sowie Infrastruktur bzw. Infral
strukturleistungen die gegentber der Antragstellerin genehmigten Entgelte zu zahlen hat.

Die Antragstellerin ist der Ansicht, ihr Antrag sei zuldssig und begriindet. Sie fuhrt dies mit dem
Antrag und mit ergédnzender Stellungnahme vom 24.02.2017 naher aus.

Die Zulassigkeitsvoraussetzung des § 25 Abs. 1 S. 1 TKG sei erflllt, weil eine Zugangsvereinbal’
rung nach § 22 TKG in Bezug auf den Antragsgegenstand nicht zustande gekommen sei. Die
Zusammenschaltungsvereinbarung vom 08.04.2002 — in der abgeanderten Fassung — sei eine
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Zugangsvereinbarung im Sinne von § 22 TKG. Sie sei teilweise nicht zustande gekommen, weil
es keine vertraglichen Regelungen zur Entgeltzahlungspflicht fir die von der Antragstellerin be(
reit gestellten und von der Antragsgegnerin in Anspruch genommenen Leistungen IBA und ZZK
sowie sonstiger Infrastrukturleistungen gebe. Eine solche vertragliche Regelung sei von der An(J
tragstellerin gefordert, von der Antragsgegnerin jedoch verweigert worden.

Dementsprechend sehe die Zusammenschaltungsvereinbarung keine Vorschriften zu den EntC
gelten fur die von der Antragstellerin bereitgestellten IBA, ZZK und Kollokationsleistungen vor,
das Fehlen einer solchen Regelung sei vielmehr durch die Anderungsvereinbarung vom
22./27.12.2006 als offener Verhandlungspunkt gekennzeichnet worden. Die Bundesnetzagentur
sei in der Anordnung vom 23.11.2009 in Bezug auf die damals beantragte Anordnung der gel’
nehmigten Entgelte zwar davon ausgegangen, dass eine vertragliche Einigung bereits bestehe,
weil das Fehlen einer vertraglichen Entgeltabrede mit der Vereinbarung eines zu niedrigen Ent(}
gelts gleichzusetzen sei und dazu flihre, dass die genehmigten Entgelte gemall § 37 Abs. 2
TKG automatisch an die Stelle der nicht bzw. zu niedrig vereinbarten Entgelte treten. Diese
Rechtsauffassung habe das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 17.08.2016, 6 C 24.15,
Rn. 16 ff., jedoch zurlickgewiesen, so dass die gegenlber der Antragstellerin genehmigten Ent[
gelte nicht geman § 37 Abs. 2 TKG Vertragsbestandteil geworden seien.

Auch aus einer erganzenden Auslegung des Zusammenschaltungsvertrages ergebe sich keine
abweichende vertragliche Regelung. Insbesondere sei keine unentgeltliche Erbringung der Leis(
tungen vereinbart worden, denn die Antragstellerin habe ihren Willen, ein Entgelt fur ihre Leis[
tungen zu verlangen, durch die Kennzeichnung der Frage als offenen Verhandlungspunkt in
Anhang G Ziffer 19 der Zusammenschaltungsvereinbarung deutlich zum Ausdruck gebracht.
Auch das Urteil des BVerwG vom 17.08.2016, 6 C 24.15, Rn. 31, bestatige, dass die Zusam(]
menschaltungsvereinbarung eine Entgeltzahlungspflicht der Antragsgegnerin flr Leistungen der
Antragstellerin weder positiv noch negativ regele.

Es handele sich bei den maligeblichen Leistungen der Antragstellerin auch weder um Obliegen(]
heiten noch um unselbststandige, nicht einklagbare Nebenpflichten. Ob man diese als einklag(’
bare Mitwirkungs- oder Nebenpflichten oder als Hauptleistungspflichten einordnet, kénne fiir die
Frage relevant sein, ob bereits ein vertraglicher VergUtungsanspruch besteht, weil es sich um
eine zwingend zu vergutende Leistung handelt. Fir die hier entscheidende Frage, ob ein Entgelll
tanspruch gemal § 25 TKG angeordnet werden kann, sei dies jedoch unerheblich.

Die Antragstellerin fuhrt aus, die Verhandlungen seien gescheitert bzw. von der Antragsgegnerin
verweigert worden. Die Antragsgegnerin habe seit Erlass der Anordnung vom 23.11.2009 die ihr
von der Antragstellerin in Rechnung gestellten Entgelte unter Vorbehalt einer Rickforderung
und unter Hinweis auf die sofortige Vollziehbarkeit der Anordnung vom 23.11.2009 zunachst
bezahlt. Nach Aufhebung der Anordnung vom 23.11.2009 durch das Bundesverwaltungsgericht
habe die Antragsgegnerin mindlich am 06.10.2016 mitgeteilt, dass sie Anweisung vom Rechts|
bereich der Telekom erhalten habe, keine weiteren Zahlungen zu leisten. Es bestehe weiterhin
keine Aussicht auf eine Verhandlungslésung.

Die Voraussetzungen fir die Verpflichtung zur Zugangsgewahrung im Sinne von § 25 Abs. 1

S.1 TKG lagen vor. Die Antragstellerin sei seit Erlass der Regulierungsverfigung vom

29.08.2006 (BK4c-06-002/R) verpflichtet, ihren Zusammenschaltungspartnern Zugangsleistun(’
gen (einschlieBlich IBA und ZZK) sowie Kollokationsleistungen bereitzustellen. Da die Antrags!’
gegnerin diese Leistungen nutze, kénne sie sich der Vergutungspflicht nicht entziehen.

Die Leistungen IBA und ZZK wirden von der Antragstellerin fir die Antragsgegnerin bereitgel]
stellt und von dieser auch tatsachlich genutzt. Sie seien fur die Realisierung der Zusammen!

schaltung auch zwingend notwendig, da die Antragsgegnerin ohne diese Leistungen Verbindun(]
gen ihrer eigenen Endkunden in das Netz der Antragstellerin nicht terminieren und damit auch

nicht abrechnen koénnte. Auf die Tatsache, dass die Antragsgegnerin diese Leistungen nicht

bestellt habe, komme es nicht an, weil die Zusammenschaltungsanschlisse (,ICAs®), an denen

die Antragstellerin IBA und ZZK bereitstelle, bidirektional und damit tatsachlich flr Verbindungs(J
leistungen beider Parteien genutzt wirden.
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Die Antragstellerin fihrt im Hinblick auf Kollokationsleistungen aus, dass die Antragsgegnerin
eigene Ubertragungswege in die Raumlichkeiten der Antragstellerin fiihre und dort Netzausriis[
tungen als Abschluss ihres Netzes installiere. Die Antragsgegnerin bendétige dazu in den Radum(
lichkeiten der Antragstellerin Flachen zur Aufstellung ihres Equipments sowie eine Versorgung
mit elektrischer Energie zum Betrieb ihrer Gerate. Sie greife auf die 48V-Stromversorgung der
Antragstellerin zu, und deren Klimainstallationen sorgten fir die Abflihrung der durch den Bel]
trieb der Gerate der Antragsgegnerin entstehenden Abwarme. Daher wurden auch Kollokations(
leistungen von ihr bereitgestellt und von der Antragsgegnerin tatsachlich genutzt. Auch diese
Leistungen seien fur die Realisierung der Zusammenschaltung notwendig. Es komme auch inso!’
fern nicht darauf an, dass die Antragsgegnerin die Leistungen nicht bestellt habe.

Das VG Kéln habe Bezug nehmend auf die Anordnung der Bundesnetzagentur vom 23.11.2009
in dem Urteil vom 27.11.2014, 1 K 8765/09, S. 19 f., die Bereitstellung von Kollokationsflachen
anerkannt und damit die Auffassung der Beschlusskammer verworfen, die Antragsgegnerin nut(’
ze bei der Zusammenschaltung in der Variante ,customer-sited“ keine Kollokationsleistungen.
Die Antragsgegnerin habe zwar stets die Inanspruchnahme von Kollokationsleistungen bestrit[]
ten, jedoch nicht die Nutzung von Flachen, Strom und Raumlufttechnik in den Raumen der An(]
tragstellerin. Gerade hierbei handele es sich um Infrastrukturleistungen zum Zwecke der Kollo[
kation, zu deren Erbringung die Antragstellerin nach den maf3geblichen Regulierungsverfuguni’
gen verpflichtet sei. Im Ubrigen habe die Beschlusskammer bereits festgestellt, dass eine KolloL
kationsleistung vorliege, wenn die Flachennutzung der ErschlieRBung des Netzes der Antrags’’
gegnerin zum Zwecke der Terminierung diene (Beschluss vom 20.03.2015, BK3g-14/111, S. 17
f.), was in einer Konstellation wie der vorliegenden der Fall sei.

Die Antragstellerin fuhrt aus, der Bundesnetzagentur komme im Hinblick auf die beantragte Er’
stattungsregelung ein Auswahlermessen zu. Die Antragstellerin habe urspriinglich eine Erstatl]
tungsregelung beantragt, die sich auf den jeweiligen Nutzungsumfang der betreffenden IBA und

ZZK durch die Antragstellerin und Antragsgegnerin bezogen und die fir das Erstattungsvolumen

auf das Verhaltnis der jeweiligen Verkehrsmengen abgestellt habe. Dies erachte sie nach wie
vor als sachgerecht. Die Bundesnetzagentur habe aber in ihrem Beschluss vom 23.11.2009 eine
Erstattungsregelung angeordnet, nach der die Antragsgegnerin lediglich die Kosten fur ihre ei’l
gene Nutzung im Verhaltnis zur Kapazitat der IBA und ZZK tragen musse, wobei eine Maximal!

auslastung von 80% unterstellt werde. Da das Verwaltungsgericht KdIn diese Regelung mit Ur(]
teil vom 27.11.2014 (1 K 8765/09, S. 20 f.) als ermessensfehlerfrei bestatigt und die Bundes!|
netzagentur in einem ahnlich gelagerten Fall (Beschluss vom 20.03.2015, BK3g-14/111, S. 18
ff.) mit derselben Begriindung eine identische Regelung angeordnet habe, sehe sich die Antrag’’
stellerin veranlasst, die von der Beschlusskammer bereits angeordnete Erstattungsregelung zu

beantragen.

Die Anordnung der beantragten Erganzungsvereinbarung sei rickwirkend zum Zeitpunkt der
erstmaligen Leistungsbereitstellung im Sinne von § 35 Abs. 1 S. 1 TKG anzuordnen. Eine rick(’
wirkende Anordnung sei zulassig, weil die Parteien jederzeit vereinbaren kdnnten, dass fur er(]
brachte Leistungen rickwirkend ein Entgelt zu entrichten sei. Die Ruckwirkung einer Entgeltgel’
nehmigung wie auch einer Entgeltanordnung erstrecke sich bis zum Zeitpunkt der ersten Leis(]
tungsbereitstellung. Etwas anderes ergebe sich auch nicht daraus, dass im vorliegenden Fall
noch keine Entgelte vertraglich vereinbart worden seien, die nur der HOhe nach angepasst werl( |
den mussten. Die vertragliche Entgeltabrede werde vielmehr durch die Anordnung gemaf § 25
TKG selbst geschaffen. Auch das Bundesverwaltungsgericht habe mit Urteil vom 17.08.2016
(BVerwG 6 C 24.15, Rn. 28) festgestellt, dass Anordnungen nach § 25 TKG gerade fur den Fall
erlassen werden kdnnten, dass sich die Parteien nicht tGber eine Entgeltzahlungspflicht einigten.
Wenn eine Rickwirkung ausgeschlossen ware, wirde eine Regelungslicke entstehen, weil
dann die Anwendung genehmigter Entgelte nur mit Wirkung fur die Zukunft sichergestellt wer(’
den konnte.

Im Ubrigen kénnten auch keine Vertrauensschutzgesichtspunkte gegen eine riickwirkende An(
ordnung von Entgeltzahlungspflicht und Entgelthéhe angeflhrt werden, denn die Antragsgegne!!
rin habe spatestens ab Erlass der Regulierungsverfligung vom 29.08.2006 (BK4c-06-002/R), mit
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der die Entgeltgenehmigungspflicht fur die zu erhebenden Entgelte festgestellt worden sei, nicht
mehr darauf vertrauen kdnnen, dass sie flr die Inanspruchnahme der Leistungen der Antragstell’
lerin keine Entgelte zahlen misse. Im Ubrigen finde § 35 Abs. 5 Satz 3 TKG nach der Rechtl
sprechung des BVerwG (Beschluss vom 10.12.2014, 6 C 16.13, Rn. 78) auch fur die Anordnung
von Entgelten im Rahmen einer Zusammenschaltungsanordnung Anwendung, was logisch
zwingend voraussetze, dass eine rlckwirkende Entgeltanordnung in entsprechender Anwen(]
dung des § 35 Abs. 1 TKG zulassig sei. Schliellich habe auch die Beschlusskammer selbst mit
Beschluss vom 20.03.2015 (BK3g-14/111, S. 21 ff.) zutreffend eine rickwirkende Anordnung fur
zulassig gehalten.

Eine rickwirkende Anordnung habe auf den 30.08.2006 als Stichtag zu erfolgen. Die Pflicht zur
Leistungserbringung in Bezug auf IBA, ZZK und Kollokationsleistungen sei fur die Antragstellerin
mit Inkrafttreten der Regulierungsverfugung vom 29.08.2006 (BK4c-06-002/R) begrindet worl]
den. Die erste Entgeltgenehmigung sei mit Beschluss vom 16.11.2006 rickwirkend zum
30.08.2006 (BK3a/b-06-011) ergangen. Eine Nutzung der mal3geblichen Leistungen durch die
Antragsgegnerin habe zu diesem Zeitpunkt bereits bestanden. Damit hatten ab dem 30.08.2006
genehmigte Entgelte vorgelegen, die von der Antragsgegnerin zu entrichten seien; die Rlckwirll
kung kénne und misse zum Zeitpunkt der erstmaligen Leistungsbereitstellung im Sinne von
§ 35 Abs. 5 S. 1 TKG erfolgen. Wirden Entgelte rickwirkend genehmigt, gelte auch das Verbot,
andere als die genehmigten Entgelte zu verlangen, rickwirkend. Fir die Antragsgegnerin sei mit
Erlass der Regulierungsverfigung konkret erkennbar gewesen, dass eine Entgeltgenehmigung
in Bezug auf die fraglichen Leistungen ergehen werde und die Entgelte dann rickwirkend zur
Anwendung kommen wuirden. Der Zeitpunkt der erstmaligen Beantragung einer Anordnung
nach § 25 TKG sei hingegen insofern unbeachtlich, weil in der Zeitspanne zwischen Entgeltgel’
nehmigung und Antragstellung wiederholt Verhandlungen stattgefunden hatten, deren Scheitern
Voraussetzung fir die Zulassigkeit eines Antrags nach § 25 TKG sei und daher habe abgewartet
werden mussen.

Die Antragstellerin gibt an, die vertragliche Pflicht der Antragsgegnerin zur Zahlung der jeweils
genehmigten Entgelte sei in der mit dem Antrag zu 1. beantragten Erganzungsvereinbarung
vorgesehen. Mit dem Antrag zu 2. werde darUber hinaus die ausdrtickliche Anordnung der bis(
her gegenlber der Antragstellerin genehmigten Entgelte begehrt, um jegliche Zweifel oder Aus(’
legungsstreitigkeiten in Bezug auf § 2 Ziffer 1 der Erganzungsvereinbarung auszuraumen.

Die Antragstellerin beantragt,

1. Im Zusammenschaltungsverhaltnis zwischen der Antragstellerin und der Antragsgegnerin
wird die Geltung der in Anlage Ast. 1 des Anordnungsantrages beigefligten Erganzungs(]
vereinbarung in der Fassung vom 14.11.2016 ruckwirkend ab dem 30.08.2006 angeord[!
net.

2. Die mit Beschlussen der Bundesnetzagentur vom 16.11.2006 (BK3a/b-06-011),
06.06.2007 (BK3a-07-004), 26.11.2008 (BK3a-08-134), 24.02.2011 (BK3a-10/099),
19.07.2013 (BK3a-12/085), 24.04.2015 (BK3a-14/013) und 30.11.2016 (BK3a-16/104) ge(
nehmigten Entgelte fur Intra-Building-Abschnitte, Zentrale Zeichengabekanale und Kollo!
kationsleistungen im Zusammenhang mit der Terminierung im Mobilfunknetz der Antrag(’
stellerin werden im Verhaltnis zwischen der Antragstellerin und der Antragsgegnerin rick!’
wirkend zum 30.08.2006 angeordnet.

Die Antragsgegnerin beantragt,
den Antrag auf Zugangsanordnung zurtickzuweisen.

Sie ist der Ansicht, der Antrag sei gemaR § 25 Abs. 2 TKG unzuldssig, weil die Parteien die Zul]
sammenschaltung beider Netze mit der Zusammenschaltungsvereinbarung abschlieRend gerel’]
gelt hatten. Die Realisierung der fur den Zusammenschaltungserfolg notwendigen technischen
Einrichtungen im Verantwortungsbereich der Antragstellerin sei als blof3e Mitwirkungspflicht (Ob[’
liegenheit) ohne Vergltungsanspruch ausgestaltet. Dem Hauptteil des Vertrages sei klar zu ent(’
nehmen, dass die Uberlassung von ICAs ausschlieRlich eine entgeltpflichtige Leistung der An(]
tragsgegnerin, nicht aber der Antragstellerin sei. Eine Realisierung von ICAs durch die Antrag-
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stellerin finde in der Regelung des Vertragsgegenstandes keine Erwahnung. Die Bereitstellung
technischer Einrichtungen durch die Antragstellerin werde in Anhang B erwahnt. Die dort gel’
nannten MalRnahmen zeichneten sich als nicht einklagbare, unselbststandige Nebenpflichten
aus. In der zivilrechtlichen Rechtsprechung sei anerkannt, dass hinsichtlich der Bereitstellung
der flr die Zusammenschaltung erforderlichen Infrastruktur von einer unselbststandigen und
unentgeltlichen Mitwirkungspflicht auszugehen sei, so z.B. BGH, Urteil v. 26.06.2014, Il ZR
299/13, Rz. 11; die dieser Entscheidung zu Grunde liegenden vertraglichen Regelungen wirden
— mit Ausnahme der zwischen der Antragstellerin und der Antragsgegnerin im Anhang G verein!(]
barten Ziffer 19 — dem hier zu Grunde liegenden Interconnectionvertrag entsprechen.

Eine ergadnzende Vertragsauslegung sei nach der einschlagigen Rechtsprechung des BGH -
Urteil vom 26.06.2014, Il ZR 299/13 — ausgeschlossen, weil der Wille der Parteien im Zeitpunkt
des Vertragsschlusses vorgesehen habe, dass allein die Antragsgegnerin flr die von ihr bereit
gestellten Einrichtungen Entgelte verlangen konne, nicht jedoch die Antragstellerin.

Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus Ziffer 19 des Anhanges G, die mit Vereinbarung vom
22./127.12.2006 in die Zusammenschaltungsvereinbarung einbezogen wurde, weil damit aus-
dricklich festgehalten worden sei, dass sich die Vertragsparteien nicht tUber die ,Bertcksichti-
gung der Kosten“ einigen konnten. Dies zeige, dass die Regelungen des Vertrages gerade nicht
vorsehen, dass hier eine entgeltliche Leistung seitens der Antragstellerin vorliege. Eine Berlick(
sichtigung von Kosten flir die technischen Einrichtungen auf Seiten der Vodafone sei zwar von
der Antragstellerin in den Verhandlungen verlangt worden, auf eine solche hatten sich die Par(]
teien aber gerade nicht geeinigt. Auch aus der Entscheidung des BVerwG vom 17.08.2016, 6 C
24.15, Rz. 31, kdnne nichts anderes hergeleitet werden, denn die Rechtskraft der Entscheidung
beziehe sich nur auf die Feststellung der Rechtswidrigkeit des aufgehobenen Verwaltungsakts
und nicht auf Vorfragen.

Die vertragliche Regelung der Parteien beztiglich einer unentgeltlichen Verpflichtung sperre eine
Anordnung seitens der Bundesnetzagentur gemafy § 25 Abs. 2 TKG. Wolle die Antragstellerin
sich aus der Bindung des Vertrages befreien, misse sie den Vertrag ordentlich oder auf3eror(’
dentlich kiindigen. Versaume die Antragstellerin dies, bestehe kein Grund daflr, sich mittels
einer Anordnung Uber den Vertrag hinweg zu setzen.

Hilfsweise tragt die Antragsgegnerin vor, der Antrag der Antragstellerin sei auch unbegriindet.
§ 25 TKG stelle keine Ermachtigungsgrundlage fir eine riickwirkende Zugangsanordnung dar.
Eine Zusammenschaltungsanordnung sei ein ausschlieBlich zukunftsgerichtetes Instrument.
Auch aus § 35 Abs. 5 S. 1 TKG ergebe sich nichts anderes, denn eine Entgeltgenehmigung wir(’
ke nach dem ausdrticklichen Wortlaut dieser Bestimmung nur dann zurtick, wenn bei deren Er[]
lass schon ein vertraglich vereinbartes Entgelt vorgelegen habe. Nach § 25 Abs. 8 TKG misse
eine Anordnung entweder unverzuglich befolgt werden oder nach Ablauf einer Umsetzungsfrist.
Daraus folge, dass es sich bei der Zusammenschaltungsanordnung nur um ein Instrument zur
Durchsetzung des Zusammenschaltungsanspruchs fir die Zukunft handele. Es entstehe bei
einem solchen Verstandnis auch keine Regelungslicke, weil die Moglichkeit der Bundesnetzal'|
gentur bestehe, nach § 25 Abs. 4 TKG von Amts wegen ein Verfahren einzuleiten und so frih(J
zeitig zur Erreichung der in § 2 TKG genannten Ziele tatig zu werden.

AuRerst hilfsweise tragt die Antragsgegnerin vor, eine Riickwirkung koénne frilhestens ab dem
16.11.2006 begrindet werden, weil nach der Spruchpraxis der Bundesnetzagentur eine Pflicht
zur Zahlung regelmaRig erst ab dem Datum der ersten Entgeltgenehmigung anerkannt werden
kdnne.

Falls eine Anordnung erfolgen sollte, waren aus Sicht der Antragsgegnerin folgende Anderun’’
gen der Erganzungsvereinbarung nétig:

,a) Im Rahmen des § 1 Punkt 2 ist das Wort ,Inneneinfihrungen® in ,Innenfihrungen® zu
andern.
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Im Rahmen des § 1 Punkt 3 ist das Wort ,Zeichenabgabekanale® in ,Zeichengabekanall
le* zu andern. Zudem ist der letzte Halbsatz ,und ist im Anhang B — Bestelll
lung/Bereitstellung — der Zusammenschaltungsvereinbarung geregelt.“ zu streichen,
denn in Anhang B ist die Zuordnung von ZZK im Hinblick auf die Intra-Building-
Abschnitte von Vodafone nicht geregelt.

Da im Anhang A keine technischen Einzelheiten zum Intra-Building-Abschnitt der Anll
tragstellerin geregelt sind, kdnnen Regelungen des Anhang A nur entsprechend gelten.
§ 1 Punkt 4 ist daher wie folgt zu fassen:

,Fur den Intra-Building-Abschnitt und ZZK von Vodafone gelten die vereinbarten technil’
schen Regelungen des Intra-BuildinglAbschnittes und ZZK des ICAs ,Customer Sited"
der Telekom entsprechend.”

Zur Konkretisierung der Bereitstellung und Uberlassung der Intra-Building-Abschnitte
und ZZK der Antragstellerin erscheint insofern auch ein neuer § 2 sinnvoll, der unter der
Uberschrift ,Bereitstellung und Uberlassung der Intra-Building-Abschnitte und ZZK von
Vodafone®, folgendes regelt:

,o0fern Vodafone einen ICAs ,customer-sited“ nach den Regelungen der oben genann(]
ten Zusammenschaltungsvereinbarung bei der Telekom bestellt, stellt Vodafone zum
Zeitpunkt der Bereitstellung des ICAs ebenfalls einen Intra-Building-Abschnitt und einen
ZZK bereit und Uberlasst sie der Telekom. MalRgebend fir den Bereitstellungszeitpunkt
ist das Datum des Inbetriebsnahmeprotokolls des ICAs ,customer-sited“. Sofern ein I
CAs ,customer-sited“ zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Vereinbarung bereits be’
reitgestellt ist, Gberlasst Vodafone den entsprechenden Intra-Building-Abschnitt und
ZZK ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Zusatzvereinbarung.”

Im Rahmen des § 3neu = § 2alt Punkt 2 ist der erste Satz zu streichen, denn Entgelte
kénnen erstmalig zum Zeitpunkt des Inkrafttretens in Rechnung gestellt werden. Die
erstmalige wechselseitige Nutzung kann vor Inkrafttreten der Vereinbarung liegen und
kann daher nicht den Beginn darstellen.

Der Verweis auf ,§ 2 Ziffer 3" ist in ,§ 3 Ziffer 3 zu andern, da eine Anderung der
Nummerierung aufgrund der Erganzung von § 2neu stattgefunden hat.

Bei Kiindigung des ICAs ,customer-sited“ muss auch die Entgeltzahlungspflicht der An[J
tragstellerin flr den Intra-Building-Abschnitt und ZZK der Antragstellerin entfallen. Dal
her ist eine Erganzung um folgende Regelung vorzunehmen:

,Sofern ein ICAs ,customer-sited” der Telekom nach den Regelungen der oben genann’’
ten Zusammenschaltungsvereinbarung gekindigt wird, werden die von der Telekom zu
zahlenden Uberlassungsentgelte fiir den Intra-Building-Abschnitt und ZZK von Vodafol
ne auf den entsprechenden Nutzungszeitraum reduziert.”

Da die Antragsgegnerin nur den Anteil der ICAs-Entgelte bezuglich der Leistung Vodal
fone-B.1 zu tragen hat, ist im Rahmen des § 2alt = § 3neu Punkt 3 der Absatz 1 Satz 1
in folgende Regelung zu andern:

,von der Telekom werden die Verbindungsminuten generiert, die sich aus der Bezah-
lung der Leistung Vodafone B.1 ergeben.*

Im Rahmen des § 2alt = §3neu Punkt 3 ist darlber hinaus die Zahl ,444.000“ in

,440.000" zu &ndern, da diese GroRenordnung der Spruchpraxis der BNetzA entspricht.
(Vgl. BNetzA, Anderungsbeschluss vom 05.02.2010 im Verfahren BK3b-09/047).

Es ist zudem eine Erganzung um folgende Regelung vorzunehmen:

,Der von Vodafone zu zahlende Ruckerstattungsbetrag ist fur das Erstattungsjahr mit
einem Zinssatz von 5 % p.a. zu verzinsen.*
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i) Letztendlich wird aus § 3 ein neuer § 4 mit dem Inhalt, dass diese Erganzungsvereinbal’
rung mit Verkiindung des Beschlusses in dem Verfahren BK3g(17/001 in Kraft tritt.“

Im Hinblick auf die Anordnung von Regelungen zur Kollokation fuihrt die Antragsgegnerin aus,
eine Anordnung sei nicht mdglich, da sie keine Kollokation in Anspruch nehme. Im Rahmen eil]
ner Kollokationsgewahrung werde ein Raum oder eine Flache zur exklusiven Nutzung Gberlas(]
sen. Dies aber finde bei der Realisierung eines ICAs ,customer-sited“ gerade nicht statt. Bereits
aus der von der Antragstellerin vorgelegten Leistungsbeschreibung ergebe sich, dass die Anll
tragstellerin der Antragsgegnerin lediglich die Mdglichkeit gebe, die fir den ICAs ,customer-
sited“ notwendigen Abschlusseinrichtungen in den Raumlichkeiten der Antragsgegnerin unter-
zubringen. Dies sei keine Kollokation.

Daher sei die dem Anordnungsantrag beigefligte Erganzungsvereinbarung entsprechend zu
andern:

,a) Um die Nutzung von Kollokation seitens der Antragstellerin aus der Vereinbarung ausl!
zusparen und die Leistungen seitens der Antragstellerin ndher zu konkretisieren scheint
es daher sinnvoll, § 1 Punkt 1 zu &ndern und wie folgt zu fassen:

,Ein Gegenstand der oben genannten Zusammenschaltungsvereinbarung ist die Bereit[
stellung und Uberlassung von ICAs ,Customer Sited* (Intra- und Inter-Building-
Abschnitt) durch die Telekom. Gegenstand dieser Erganzungsvereinbarung ist die Bel’
reitstellung und Uberlassung diesen ICAs ,Customer Sited* zugeordneten Intrall
Building-Abschnitten und ZZK von Vodafone durch Vodafone am Standort von Vodafol'l
ne zum Zwecke der Ubergaben von Verkehr hinsichtlich der Leistung Vodafone B.1.*

In diesem Zusammenhang scheint es angebracht, in der Uberschrift des § 1 insoweit
von ,Leistungsbeschreibungen® und nicht von ,Gemeinsamer Nutzung“ zu sprechen.

b) Im Weiteren ist § 1 Punkt 5 zu streichen, denn die Antragsgegnerin nutzt keine Kollokall
tionsflachen im Rechtssinne von Vodafone.
C) Im Weiteren ist in § 3neu = § 2alt im Rahmen des Punkt 1 der Halbsatz ,und die Nut[

zung von Kollokationsflachen sowie Infrastruktur bzw. Infrastrukturleistungen von Voda-
fone* zu streichen und der Satz ,Sofern die entsprechenden ICAs ,customer sited* der
Telekom zum Zeitpunkt des Abschlusses dieser Zusatzvereinbarung bereits bereitgel’
stellt sind, sind von der Telekom keine Bereitstellungsentgelte fur Intra-Buildingl]
Abschnitte und ZZK von Vodafone zu zahlen.” ist zu ergénzen.

d) Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung ist mangels Inanspruchnahme von Kollokation
zu streichen.”

Falls die Bundesnetzagentur der Auffassung sein sollte, dass Kollokationsflachen und weitere
Infrastruktur genutzt werden, so misse die Anlage 1 zur Ergdnzungsvereinbarung wie folgt ge(’
andert werden:

a) Punkt 2 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung: Eine Bestellung von Kollokations[
leistungen bei der Antragstellerin sei fur die Antragsgegnerin nicht zumutbar. Dies sei
zu aufwendig fur beide Parteien, da auch eine Koordination schwierig ware im Zusam(
menhang mit der ICAs-Bestellung durch die Antragstellerin.

b) Nach Punkt 4 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung soll die Antragsgegnerin sill
cherstellen, dass die Abwarmeleistung die bestellte und bestatigte Abwarmeleistung
nicht Uberschreitet. Dies sei der Antragsgegnerin nicht méglich, da ihr kein Zutritt zu
den technischen Einrichtungen gewahrt werde. Dartber hinaus habe die Telekom auch
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keinen Einfluss auf die Abwarmeleistung und es sei Aufgabe der Antragstellerin, die
Abwarmeleistung zu beobachten.

c) Falls zukunftig eine Kollokationsflache angeboten werde, seien Zutrittsregelungen erl]
forderlich. Bestandteil einer angemieteten Kollokationsfliche muisse die Mdglichkeit
sein, Zutritt zur gemieteten Sache zu erhalten. Das Fehlen einer solchen Regelung zeil!
ge, dass hier keine Kollokation vorliege, flr die ein Entgelt berechtigt sein kdnnte.

Zu den hilfsweise von der Antragsgegnerin beantragten Anderungen fiihrt die Antragstellerin
aus, die im Hinblick auf Kollokationsleistungen bezogenen Anderungen der Ergénzungsverein(
barung seien abzulehnen. Hinsichtlich der Ziffer 2 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung
stimme sie jedoch den Bedenken der Antragsgegnerin zu. Sie andere deshalb ihren Antrag wie
folgt:

.~ Satz 1 der Ziffer 2 erhalt folgende Fassung: ,Vodafone stellt Telekom elektrische Energie
zur Verfigung: ...~

- Der dritte Aufzahlungspunkt der Ziffer 1 wird wie folgt gefasst: ,Gleichstromversorgung
(,DC-Versorgung*, je nach baulichen Gegebenheiten 48V oder 60V). Telekom gibt die ge-
wilinschte elektrische Anschlussleistung an...*"

Auch hinsichtlich der Ziffer 4 der Anlage 1 zur Ergédnzungsvereinbarung greife sie die Hinweise
der Antragsgegnerin auf und streiche Ziffer 4 Absatz 2.

Zu den weiteren von der Antragsgegnerin vorgeschlagenen Anderungen der Ergéanzungsverein(
barung nehme die Antragstellerin, soweit erforderlich, wie folgt Stellung: Der erste Satz der § 2
Nr. 2 der Erganzungsvereinbarung sei nicht wie von der Antragsgegnerin vorgeschlagen zu
streichen (Schreiben vom 15.02.2017, S. 15, Punkt €), kénne jedoch wie folgt gefasst werden,
um den Bedenken Rechnung zu tragen:

,Beginnend mit der erstmaligen wechselseitigen Nutzung der Intra-Building-Abschnitte und
der ZZK, frihestens jedoch mit dem Inkrafttreten dieser Zusatzvereinbarung, werden die Ent-
gelte gemaR § 2 Ziffer 1 in Rechnung gestellt.”

In § 2 Nr. 3 der Erganzungsvereinbarung kénne der von der Antragsgegnerin vorgeschlagene
Satz ,Von der Telekom werden die Verbindungsminuten generiert, die sich aus der Bezahlung
der Leistung Vodafone B.1 ergeben* als neuer Satz 2 im ersten Absatz der Regelung eingefugt
werden. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und die weiteren Satze wirden sich entsprechend ver(]
schieben.

Die von der Antragsgegnerin vorgeschlagene Erganzung hinsichtlich einer Verzinsung des
Ruckerstattungsbetrages sei wie folgt zu fassen:

,Der von Vodafone zu zahlende Rickerstattungsbetrag ist fir das Erstattungsjahr mit einem
Zinssatz von 5 % p.a. zu verzinsen wenn, solange und soweit die Telekom entsprechende
Ruckerstattungsanspriche von Vodafone in gleicher Weise verzinst.”

Die beantragte Erganzungsvereinbarung sei in § 3 keinesfalls dahingehend zu andern, dass sie
erst mit Verkiindigung des Beschlusses im vorliegenden Verfahren in Kraft tritt (so Schreiben
vom 15.02.2017, S. 15 am Ende). Die Anordnung musse wie dargelegt rickwirkend zum
30.08.2006 erfolgen.

In der am 02.03.2017 durchgefiihrten 6ffentlichen mindlichen Verhandlung sind der Antrag in
seiner urspriinglichen Form mit den Anderungsvorschlagen aus den Stellungnahmen vom
15.02.2017 der Antragsgegnerin und vom 24.02.2017 der Antragstellerin ausfihrlich mit den
Parteien erdrtert worden. Wegen der Einzelheiten wird auf das Protokoll der mindlichen Ver(
handlung Bezug genommen.
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Die Antragstellerin flhrt in ihrer Stellungnahme vom 09.03.2017 aus, dass auch die Verhandlun(
gen Uber Kollokationsleistungen gescheitert seien. Die Antragstellerin habe der Antragsgegnerin
mit Schreiben vom 17.03.2008 und 09.07.2008 ein Leistungsangebot betreffend die Nutzung der
IBA, ZZK sowie von Infrastruktur bzw. Infrastrukturleistungen tbersandt, dessen Gegenstand
insbesondere auch die Anlage 1 zur Ergénzungsvereinbarung (Stand 13.03.2008) gewesen sei.
Die Antragsgegnerin habe dieses Angebot mit Schreiben vom 11.04.2008 und 27.08.2008 abge!(
lehnt. Die Verweigerung der Antragsgegnerin bestehe auch weiterhin fort, so dass die Verhand[’
lungen auch in Bezug auf Kollokationsleistungen gescheitert seien.

Die der Antragsgegnerin zugewiesenen Stellflaichen wirden ausschlieBlich  durch
Racks/Gestelle der Antragsgegnerin — also exklusiv — genutzt. Zum Teil habe die Antragsgegne’’
rin ihre Stellflachen in einem nur ihr zugewiesenen Raum, zum Teil kdnnten neben ihr auch an(J
dere Carrier den Raum nutzen; jedenfalls aber sei die Stellflache ausschlie3lich der Antrags(]
gegnerin zugeteilt.

Der Zutritt zu den der Antragsgegnerin Uberlassenen Stellflachen werde in der Regel nach den
folgenden Bestimmungen praktiziert:

- ,Die Antragsgegnerin hat jederzeit nach vorheriger Anfrage Zutritt zu den ihr Uberlassenen
Stellflachen in den Raumlichkeiten der Antragstellerin. Dies umfasst den Zutritt im Rahmen
nicht planbarer Arbeiten — wie z.B. zur Entstérung — sowie flir planbare Tatigkeiten.

- Bei erforderlichem Zutritt im Zusammenhang mit der Entstérung erfolgt die Koordination
des Zutritts kurzfristig zusammen mit der Stérungsbearbeitung durch das Netzmanagel
mentcenter von Vodafone. Flr planbare Arbeiten richtet die Antragsgegnerin eine entsprel
chende Anfrage direkt an den jeweils zustdndigen Mitarbeiter der Antragstellerin. Hierbei
sind entsprechende Vorlauf- und Bearbeitungsfristen zu beachten.

- Um Zutritt fir eine planbare Arbeit an einem Arbeitstag (Mo-Sa, ausgenommen Feiertage)
im Zeitraum 6120 Uhr (,Office hours®) zu erhalten, muss die Zutrittsanfrage vier Arbeitstage
vor dem gewtinschten Termin bis 12 Uhr bei der Antragstellerin eingehen. Beispielsweise
muss flr einen gewinschten Zutritt am Donnerstag, 8 Uhr die Anfrage bis 12 Uhr des voll
rangehenden Montags eingehen. Bei Ubermittlung eines Zutrittsantrages an einem Ar(]
beitstag nach 12 Uhr oder an einem Nicht-Arbeitstag wird die Anfrage dem nachstfolgen(
den Arbeitstag zugerechnet. Fur planbare Arbeiten auerhalb der ,Office hours” verlangert
sich der vorbeschriebene Prozess um jeweils einen Arbeitstag.

- Nach Priufung des Zutrittsantrages durch die Antragstellerin ibermittelt die Antragstellerin
innerhalb eines Arbeitstags nach Eingang des Zutrittsantrages eine Terminbestatigung an
die Antragsgegnerin. An dem vereinbarten Tag gewahrt die Antragstellerin der Antrags(’
gegnerin Zutritt zu den Raumlichkeiten.*

In Einzelfallen seien der Antragsgegnerin auch SchlieRmittel ausgehandigt worden, so dass sie
direkt in die RGume gelangen kdnne, ohne dass das vorstehende Verfahren eingehalten werden
musse.

Die Antragsgegnerin fuhrt mit Stellungnahmen vom 09.03.2017 und 23.03.2017 aus, die Antrag’!
stellerin erbringe keine Kollokationsleistungen, sondern stelle nur den Raum fur die Aufstellung

der Abschlusselemente eines Ubertragungswegs zur Verfiigung. Es finde ebenso wenig eine
Kollokation statt wie die Antragsgegnerin sich nicht mit anderen Kunden von Festverbindungen

kollokiere. Die technische Ausgestaltung der Abschlusseinrichtung werde im Anhang A der Zul
sammenschaltungsvereinbarung naher beschrieben; die Aufstellvariante und die notwendige

GrolRe der Gestelle bestimme die Antragstellerin in Abhangigkeit der Anzahl der von ihr bestell[’
ten ICAs. Die Gestelle wirden von der Antragstellerin auch zur Installation eigener Technik be!

nutzt. Die Errichtung der technischen Einrichtungen in den Raumen der Antragstellerin erfolge
ausschliel3lich aufgrund des Umstandes, dass die Antragstellerin bei der Antragsgegnerin ICAs
,customer-sited“ bestellt habe und sie daher verpflichtet sei, die Abschlusseinrichtungen unter(’
zubringen. Es handele sich nicht um eine von der Antragsgegnerin nachgefragte Kollokation; die
Nutzung der Flache bei der Antragstellerin sei keine Kollokation.

Offentliche Fassung
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SchlieBlich stehe einer riickwirkenden Anordnung der Beschluss vom 23.11.2009, BK3b-09-047,
entgegen, in dem die Bundesnetzagentur festgestellt habe, dass die Antragsgegnerin keine weil]
teren Infrastrukturleistungen, insbesondere Kollokationsleistungen, nutze.

Zu der beantragten Verzinsungsregelung fiihrt die Antragsgegnerin ergénzend aus, dass die
Verzinsung nicht davon abhangig gemacht werden dtirfe, ob die Antragsgegnerin entsprechen(]
de Rickerstattungsanspriiche der Antragstellerin in gleicher Weise verzinse. Seit dem Jahr
2002 bestehe zwischen der Antragstellerin und der Antragsgegnerin eine Vereinbarung, welche
fur die Zusammenschaltung des Mobilfunknetzes der Antragstellerin mit dem Festnetz der An(
tragsgegnerin in der Variante ,customer-sited“ eine [BuGG] von Anspriichen der Antragstellerin
vorsehe (Ziffer 3 der Zusatzvereinbarung vom 26.03.2002/08.04.2002 zur Zusammenschalll
tungsvereinbarung vom 26.03.2002/08.04.2002 (Anlage 1)). Bei den hier in Rede stehenden
ICAs entstehe also flr die Antragsgegnerin [BuGG]. Dies ware bei den der Antragstellerin zu
vergutenden Intra-Building-Abschnitten anders. Daher entspreche es der Billigkeit, insoweit
[BuGG] anzuordnen. ICAs Physical Colocation spielten bei der Zusammenschaltung des Festl’
netzes der Antragsgegnerin mit dem Mobilfunknetz der Antragstellerin zunachst keine Rolle.
Daher sei mit Vertragsanderung vom 05.07.2016/13.07.2016 [BuGG] vereinbart worden. Wirde
die von der Antragstellerin begehrte eingeschrankte Verzinsungsregelung angeordnet werden,
waren auch [BuGG].

Daruber hinaus entspreche die von der Antragstellerin mit Schreiben vom 09.03.2017 vorgestell’!
te Zutrittsregelung nicht den Anforderungen der gegenuber der Antragstellerin ergangenen Rel’
gulierungsverfigung. Danach habe die Antragstellerin ,jederzeitigen Zutritt zu Kollokationsflal
chen® zu gewéhren. Dies sei nur erfillt, wenn die Antragsgegnerin ohne Voranmeldung Zugang
zu den technischen Einrichtungen in den Gebauden der Antragstellerin habe. Die Antragsgegnel’
rin gestatte fir die spiegelbildlichen Leistungen umstandslosen Zugang, was sich aus Anhang E
,Kollokation* der Zusammenschaltungsvereinbarung ergebe. Nach diesen Regelungen bestehe
jederzeit Zutritt zu dem Kollokationsraum bei der Antragsgegnerin (Ziff. 2.3). Es sei allein sicher(’
zustellen, dass der Zugang zum Kollokationsraum nur durch autorisiertes Personal und im bel]
trieblich notwendigen Umfang erfolge (Ziff. 2.5). Die Antragsgegnerin behalte sich Legitimations!’
kontrollen vor (Ziff. 2.6), und es wirden maximal drei Schlissel oder Codekarten ausgehandigt
(Ziff. 3.2). Ausschlieflich im Fall der Benutzung des Kollokationsraumes fur andere als der Zul'!
sammenschaltung dienende Zwecke bedurfe es der vorherigen Zustimmung der Antragsgegne’’
rin (Ziff. 3.1.1). Nur eine solche uneingeschrankte Zutrittsmoglichkeit werde dem Erfordernis
eines ,jederzeitigen Zutritts* gerecht.

Im Ubrigen sei die Annahme der Antragstellerin, die der Antragsgegnerin zugewiesenen Stellfla[]
chen wirden ausschliellich durch Racks bzw. Gestelle der Antragsgegnerin genutzt und es
kéame zu keiner Mitnutzung der Flachen durch die Antragstellerin oder Dritte, unzutreffend. Eine
solche exklusive Nutzung sei der Antragsgegnerin nicht bekannt.

Mit Stellungnahme vom 11.05.2017 tragt die Antragsgegnerin erganzend vor, eine stichproben(]
artige Vor-Ort-Recherche habe ergeben, dass die Antragstellerin der Antragsgegnerin nicht

durchgangig einen Raum zur exklusiven Nutzung uberlasse und dass ein jederzeitiges Zutritts !
recht an keinem der betrachteten Standorte bestehe. Der Zutritt sei — soweit er Uberhaupt mog!

lich gewesen sei — in Begleitung und nach vorheriger Anmeldung erfolgt. Dies belege, dass die

Antragstellerin keine Kollokationsleistungen anbiete.

Die Verfahrensfrist ist gemaR § 25 Abs. 1 S. 2 TKG mit Schreiben vom 31.03.2017 mit besonde!
rer Begrindung von zehn Wochen auf vier Monate verlangert worden.

Mit Schreiben vom 10.05.2017 ist dem Bundeskartellamt Gelegenheit zur Stellungnahme zum
Beschlussentwurf gegeben worden. Das Bundeskartellamt hat mit Schreiben vom 15.05.2017
mitgeteilt, von einer Stellungnahme abzusehen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakten Bezug genommen.

Offentliche Fassung
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Griinde

Die von der Antragstellerin beantragten Regelungen sind in dem aus dem Tenor ersichtlichen
Umfang anzuordnen. Soweit die Antragstellerin darliber hinausgehende Feststellungen und An’l
ordnungen begehrt, sind die Antrage abzulehnen. Grundlage dieser Entscheidung sind § 25
Abs. 1, 5und 6 TKG.

1. Zustandigkeit und Verfahren

Die Zustandigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 116 TKG Abs. 1 i.V.m. § 132 Abs. 1
S. 1 TKG.

Die Verfahrensvorschriften sind gewahrt worden. Insbesondere ergeht die Entscheidung nach
Anhérung der Beteiligten (§ 135 Abs. 1 TKG) und aufgrund mindlicher Verhandlung (§ 135 Abs.
3 S.1TKG).

Da es sich vorliegend um eine Entscheidung nach Teil 2 Abschnitt 2 des Gesetzes handelt, war
gemal § 123 Abs. 1 S. 2 TKG auch dem Bundeskartellamt rechtzeitig vor Abschluss des Ver[
fahrens Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Diesem Erfordernis wurde durch die Uber(]
sendung der wesentlichen Verfahrensunterlagen und die Ubermittlung des Entscheidungsentr’
wurfs genlgt.

Die Verfahrensfrist ist gemaf § 25 Abs. 1 S. 2 TKG mit besonderer Begrindung von zehn Wol
chen auf vier Monate verlangert worden.

2. Anordnung nach § 25 TKG

Gemal § 25 Abs. 1 S. 1 TKG ordnet die Bundesnetzagentur nach Anhérung der Beteiligten den
Zugang an, wenn eine Zugangsvereinbarung nach § 22 TKG ganz oder teilweise nicht zustande
kommt und die nach dem TKG erforderlichen Voraussetzungen fir eine Verpflichtung zur Zul]
gangsgewahrung vorliegen.

2.1. Anordnungsvoraussetzungen

Die tatbestandlichen Voraussetzungen fur den Erlass einer Zugangsanordnung gemafR § 25
TKG sind vorliegend erfullt.

2.1.1 Netzbetreiber

Beide Parteien betreiben ein 6ffentliches Telefonnetz im Sinne des § 3 Nr. 16 TKG und somit
auch ein oOffentliches Telekommunikationsnetz i. S. v. § 3 Nr. 27 TKG.

Offentliche Fassung
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2.1.2 Verpflichtung zur Zugangsgewahrung

Die Bundesnetzagentur hat der Antragstellerin mit Regulierungsverfigung vom 30.08.2006
(BK4c-06-002/R) gemal® § 21 TKG verschiedene Verpflichtungen im Hinblick auf Zusammen(
schaltungen mit ihrem Mobilfunk-Telefonnetz auferlegt und die Entgelte fur die Gewahrung des
Zugangs und der Kollokation in das Mobilfunknetz der Antragstellerin der Entgeltgenehmigungs'!
pflicht gemafly § 31 TKG unterworfen. Die Antragstellerin ist derart verpflichtet, Betreibern von
offentlichen Telefonnetzen die Zusammenschaltung mit ihrem 6ffentlichen Telefonnetz am Ver(
mittlungsstellenstandort der Antragstellerin zu ermdglichen, Uber die Zusammenschaltung Ver(]
bindungen in ihr Netz zu terminieren sowie Kollokation zu gewadhren und in deren Rahmen
Nachfragern bzw. deren Beauftragten jederzeit Zutritt zu diesen Kollokationen zu gewahren.
Dies wurde mit Regulierungsverfigungen vom 05.12.2008 (BK3b-08/017), vom 19.07.2013
(BK3b-12/004) und vom 30.08.2016 (BK3b-15/061) beibehalten.

2.1.3 Scheitern der Verhandlungen

Die Verhandlungen zwischen den Parteien Uber den Abschluss einer Zugangsvereinbarung
nach § 22 TKG sind gescheitert.

Gemal § 25 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 und 3 TKG muss die Antragstellerin darlegen, wann der Zugang
und welche konkreten Leistungen dabei nachgefragt worden sind und dass ernsthafte Verhand(
lungen stattgefunden haben oder dass Verhandlungen vom Anrufungsgegner verweigert worden
sind. Die Anrufung der Beschlusskammer auf Anordnung des Zugangs setzt demnach voraus,
dass zwischen den Verfahrensbeteiligten Vertragsverhandlungen aufgrund der fehlenden EiniC
gung Uber die vertraglichen Bedingungen des Netzzugangs gescheitert sind.

Dies ist vorliegend der Fall; die Antragstellerin hat die fraglichen Leistungen wiederholt und hin{
reichend konkret von der Antragsgegnerin verlangt.

vgl. dazu die Ausfuhrungen in dem Beschluss BK3b-09/047 vom 23.11.2009.

Da die Antragsgegnerin auch seit der Aufhebung der Anordnung BK3b-09/047 durch das Bunf’
desverwaltungsgericht weiterhin Zahlungen verweigert, sind die Voraussetzungen von § 25 Abs.
3 S. 1 Nr. 2 und 3 TKG unverandert erflllt. Es besteht keine Aussicht auf eine Verhandlungslor
sung. Dies gilt auch im Hinblick auf Kollokationsleistungen. Die Antragstellerin hat der Antrags(
gegnerin mit Schreiben vom 17.03.2008 und 09.07.2008 ein Leistungsangebot betreffend die
Nutzung der IBA, ZZK sowie von Infrastruktur bzw. Infrastrukturleistung Gbersandt. Gegenstand
dieses Angebots war unter anderem die Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung (Stand
13.03.2008), die nun auch als Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung dem hier zu Grunde liell
genden Antrag beigefligt war. Die Antragsgegnerin lehnte dieses Angebot mit Schreiben vom
11.04.2008 und 27.08.2008 ab. Die Verweigerung der Antragsgegnerin besteht auch insofern
unverandert fort, so dass die Verhandlungen auch in Bezug auf Kollokationsleistungen als gel]
scheitert anzusehen sind.

Weitere Verhandlungen und insbesondere ein nochmaliges Ubersenden des Angebotes und der
Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
waren nicht erforderlich. Angesichts der Mitteilung der Antragsgegnerin vom 06.10.2016, sie
werde keine weiteren Zahlungen leisten, war unzweifelhaft, dass die Verhandlungen gescheitert
sind bzw. weitere Verhandlungen von der Antragsgegnerin verweigert werden.

2.1.4 Keine entgegenstehende vertragliche Vereinbarung

Gemal § 25 Abs. 2 TKG ist ein Zugangsanordnungsantrag nur zulassig, soweit und solange die
Beteiligten keine Zugangsvereinbarung treffen. Diese Voraussetzung ist erflllt, weil der bestel’
hende Zusammenschaltungsvertrag zwischen Antragstellerin und Antragsgegnerin keine Rege!l
lung Uber die Bereitstellung und Uberlassung und (iber die Entgeltlichkeit der verfahrensgegen
standlichen Leistungen enthalt.

Offentliche Fassung
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So gilt fir die urspriingliche Fassung der Zusammenschaltungsvereinbarung, was der Bundes!(]
gerichtshof in einem Urteil zu einem parallel gelagerten Fall ausgeflihrt hat. Danach enthielte der
dort streitgegenstandliche Zusammenschaltungsvertrag aus dem Jahre 2003 keine diesbezlglil’
chen Vereinbarungen, weil die Zusammenschaltung zu diesem Zeitpunkt alleine im Interesse
der Antragstellerin erfolgt sei. Eine erganzende Vertragsauslegung finde ihre Grenze im Willen
der Parteien zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses und dem durch ihn bestimmten Vertragsgel!
genstand. Weil der Wille der Vertragsparteien und der Vertragsgegenstand zu diesem Zeitpunkt
entsprechend begrenzt gewesen seien, kdnne letzterer nicht auf die Erfassung der Infrastruktur(’
leistungen der Antragstellerin erweitert werden. Diese Verschiebung der Interessenlage sei erst
mit dem Erlass der Regulierungsverfugung der Antragstellerin als Unternehmen mit betrachtlir
cher Marktmacht erfolgt. Der Vertrag enthalte nach Feststellung des Bundesgerichtshofs gar
keine Abrede Uber die Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit der Infrastrukturleistungen des Zull
sammenschaltungspartners. Aus diesem Grunde ging der Bundesgerichtshof bei seiner Entl]
scheidung davon aus, dass sich die Antragsgegnerin der Pflicht zur Zahlung der Entgelte nicht
werde entziehen kénnen, weil eben keinerlei Abrede Uber die unentgeltliche Erbringung der
Leistungen als Haupt- oder Nebenleistungspflicht bestehe.

vgl. BGH, Urteil vom 26.06.2014, Az. Il ZR 299/13, Rz. 13 ff.

Da die Ausfihrungen des Bundesgerichtshofs insoweit auf den vorliegenden Fall Ubertragbar
sind, scheidet auch hier eine erganzende Vertragsauslegung aus.

An dem dargelegten Verstandnis andert sich auch nichts durch die zwischenzeitlich erfolgte Er(’
ganzung des Vertrags. Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin ist im bestehenden Zul]
sammenschaltungsvertrag keine Abrede enthalten, nach der Intra-Building-Abschnitte, ZZK und
Kollokationsleistungen unentgeltliche Nebenleistungspflichten der Antragstellerin darstellen. Far
dieses Verstandnis spricht unter anderem, dass die Parteien in Anlage G Ziffer 19 ausdricklich
klar gestellt haben, dass eine Einigung Uber die die Berlicksichtigung der Kosten fir den Intra-
BuildinglAbschnitt nicht erzielt werden konnte. Sie haben insofern vereinbart: ,Beide Vertrags-
parteien sind verpflichtet, sich ernsthaft um eine Verhandlungslésung zu bemuhen®. Die Argul]
mentation der Antragsgegnerin — insbesondere hinsichtlich einer Differenzierung zwischen
Hauptteil des Vertrages und Anhangen sowie beziiglich einer Differenzierung zwischen Haupt-
und Nebenpflichten etc. — Gberzeugt nicht, denn die Vereinbarung ist in ihrer Gesamtheit zu bel’
trachten und lasst jedenfalls erkennen, dass die Parteien die Entgeltlichkeit der Leistungen der
Antragstellerin zwar nicht einvernehmlich regeln konnten, jedoch als offenen und klarungsbel]
durftigen Aspekt ansehen.

Auch aus der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 17.08.2016, 6 C 24.15, ergibt
sich nichts Gegenteiliges. Das Bundesverwaltungsgericht hat ausgefuhrt, dass die in § 37 Abs. 2
TKG angeordnete privatrechtsgestaltende Wirkung einer Entgeltgenehmigung lediglich die zwil’
schen den Zusammenschaltungspartnern vereinbarte Hohe der Entgelte modifiziert. Sie bell
grindet aber nicht die Entgeltlichkeit einer Leistung, sondern setzt eine entsprechende Entgeltl
abrede oder eine Anordnung der Bundesnetzagentur gemafR § 25 TKG voraus. Im Hinblick auf
die bestehende vertragliche Vereinbarung flhrt das Bundesverwaltungsgericht aus, das Verwall
tungsgericht habe die Zusammenschaltungsvereinbarung ersichtlich dahingehend ausgelegt,
dass sie eine Entgeltzahlungspflicht der Klagerin fur die Leistungen der Beklagten weder positiv
noch negativ regelt, also insofern eine Regelungllcke vorliegt.

vgl. BVerwG, Urteil vom 17.08.2016, 6 C 24.15, Rz. 31.

Ungeachtet der Frage, wie weit die Bindungswirkung dieser Entscheidung im Einzelnen reicht,
liegt den Ausfihrungen des Bundesverwaltungsgerichts jedenfalls die Einschatzung zu Grunde,
dass keine Verstandigung der Parteien hinsichtlich einer unentgeltlichen Leistungserbringung
besteht. Eine entgegenstehende vertragliche Vereinbarung i.S.v. § 25 Abs. 2 TKG besteht daher
nicht.

Eine solche ergibt sich auch nicht aus der Anordnung der Bundesnetzagentur vom 23.11.2009,
BK3b-09/047, denn deren Ziffern 1 und 2 sind durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom
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17.08.2016, 6 C 24.15, aufgehoben worden. Daher besteht auch insofern keine entgegenstel’
hende Vereinbarung, weil somit die — mit Ziffer 1. des Beschlusses BK3b-09/047 — angeordnete
Erganzungsvereinbarung aufgehoben wurde. Soweit der Antrag vom 23.11.2009 im Ubrigen
abgelehnt worden ist, steht das der vorliegenden Entscheidung nicht entgegen. Die Bestands(
kraft geman § 43 Abs. 2 VwVFG der Ablehnung erschépft sich in der Ablehnung der alten Antrarl
ge. Vorliegend wird auf Grundlage eines neuen Antrages entschieden.

2.2 Anordnung der Ergdanzungsvereinbarung

Liegen die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 25 TKG vor, so ordnet die Beschlussl]
kammer den Zugang an.

Die Beschlusskammer kann dabei zwischen mehreren rechtlich zuldssigen Handlungsmaoglichl
keiten wahlen. lhr steht zwar kein Entschlielungsermessen, wohl aber ein Auswahlermessen
dahingehend zu, welche von mehreren MafRnahmen ergriffen wird,

vgl. BVerwG, Beschluss 6 C 24.15 vom 17.08.2016, Rz. 33.

Gegenstand einer Anordnung kénnen nach § 25 Abs. 5 S. 1 TKG alle Bedingungen einer Zull
gangsvereinbarung sowie die Entgelte sein. Die Beschlusskammer ist berechtigt, Regelungen
zu allen Vertragsbedingungen, bezuglich derer es nicht zu einer vertraglichen Einigung gekom!(]
men ist, zu treffen. Zu den anordnungsfahigen Bedingungen einer Zugangsvereinbarung zahlen
sowohl technisch-betriebliche Bedingungen, die Ublicherweise in einer Vereinbarung Uber einen
Netzzugang enthalten sind, als auch Vertragsbestandteile, die im Rahmen der allgemeinen zivil[]
rechtlichen Gesetze Ublich sind.

so auch Scherer, in: Arndt/Fetzer/Scherer/Graulich, TKG, 2. Aufl., 2015, § 25 Rz.19.

Ermessensleitend sind dabei die Kriterien der Chancengleichheit, Billigkeit und Rechtzeitigkeit,
§ 25 Abs. 5 S. 2 TKG. Hinsichtlich der festzulegenden Entgelte gelten gemal § 25 Abs. 5 S. 3
TKG die §§ 27 bis 38 TKG.

2.2.1 Anordnung der Leistungsbereitstellung

Die Erganzungsvereinbarung zur Zusammenschaltungsvereinbarung war mit den tenorierten
Abanderungen anzuordnen, weil die Antragstellerin der Antragsgegnerin diese Leistungen tatl}
sachlich erbringt und die Anordnung erforderlich ist, um die dafir genehmigten Entgelte verein(
nahmen zu kénnen.

2.2.1.1 Intra-Building-Abschnitte und ZZK

Die fur die Erbringung der Terminierungsleistung Vodafone-B.1 bereitgestellten Intra-Building-
Abschnitte und ZZK sind Leistungen der Antragstellerin im Rahmen der Zusammenschaltung
am Standort ihrer Vermittlungsstelle, deren Erbringung ihr nach § 21 TKG auferlegt worden ist.
Sie werden von der Antragstellerin bereitgestellt, um von der Antragsgegnerin zugefuhrte Ver’]
bindungen im eigenen Netz zu terminieren, was der Antragsgegnerin ermoglicht, diese Verbin[]
dung gegenuber ihrem Endkunden als Leistung zu erbringen und abzurechnen. Der Bewertung
von Intra-Building-Abschnitten und ZZK als Leistung der Antragstellerin steht nicht entgegen,
dass die Antragsgegnerin diese nicht bestellt hat,

vgl. Beschluss BK3g-14/111 vom 20.03.2015, S. 16 f.
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2.2.1.2 Kollokation

Die Erganzungsvereinbarung war auch hinsichtlich der Bereitstellung und Uberlassung von Kol
lokationsbereichen anzuordnen, weil die Antragsgegnerin bei der Nachfrage nach den Terminiel’
rungsleistungen der Antragstellerin auch von dieser bereitgestellte Flachen in Anspruch nimmt.

Der Antragstellerin ist in ihrer Regulierungsverfigung auferlegt worden, die Zusammenschaltung
mit ihrem 6ffentlichen Mobilfunk-Telefonnetz am Vermittlungsstellenstandort der Betroffenen zu
ermdglichen (1.1.), Uber die Zusammenschaltung Verbindungen in ihr Netz zu terminieren (1.2.)
und zum Zwecke des Zugangs gemaf Ziffern 1.1. und 1.2. Kollokation sowie im Rahmen desl!
sen Nachfragern bzw. deren Beauftragten jederzeit Zutritt zu diesen Einrichtungen zu gewahren
(1.3.),

vgl. erstmalig Beschluss BK4c-06/002/R vom 30.08.2006, letztmalig Beschluss
30.08.2016 (BK3b-15/061).

Unter Kollokation ist die Unterbringung der fur die Nutzung der Zugangsleistung erforderlichen
Einrichtungen in den Raumen des marktmachtigen Netzbetreibers (,physische Kollokation®),
hilfsweise die Moglichkeit der Nutzung der Zugangsleistung unter gleichwertigen wirtschaftlil]
chen, technischen und betrieblichen Bedingungen (,virtuelle Kollokation®), zu verstehen,

vgl. BVerwG, Urteil 6 C 22.08 vom 27.01.2010, Rz 13.

Daraus folgt, dass die Kollokationsverpflichtung immer in Bezug auf die in Anspruch genommel(]
ne Leistung zu betrachten ist, in diesem Falle die Terminierungsleistung der Antragstellerin. Die
Inanspruchnahme von Kollokation bei der Antragstellerin folgt also nicht aus der regulatorischen
Verpflichtung der Antragsgegnerin, sich fur die Erbringung ihrer eigenen Terminierungsleistung
mit der Antragstellerin ,Customer Sited“ an deren Vermittlungsstelle zusammenzuschalten, son(l
dern aus der Tatsache, dass sie solche ICAs beidseitig auch fir den Bezug der Terminierungs(’
leistung der Antragsgegnerin nutzt,

vgl. Beschluss BK3g-14/111 vom 20.03.2015, S. 17.

Auf die Frage, ob die Antragsgegnerin ein jederzeitiges Zutrittsrecht hat, kommt es fiir die Wer[
tung der Flache nicht an. Sie kann auch ohne ein festgeschriebenes Betretungsrecht die Raum(]
lichkeit nutzen, um die Zusammenschaltung mit weitgehend eigener Infrastruktur, also entbin
delt, nutzen zu kdnnen,

vgl. Beschluss BK3g-14/111 vom 20.03.2015, S. 18.

Der Einwand der Antragsgegnerin, dass die Errichtung der technischen Einrichtungen in den
Raumen der Antragstellerin ausschliel3lich Folge der Bestellung der Antragstellerin sei, und sie
deshalb verpflichtet sei, die Abschlusseinrichtungen bei der Antragstellerin unterzubringen, tragt
nicht. Einerseits ist die Antragstellerin nicht zum Angebot einer kundenseitigen Zusammenschalll
tung verpflichtet, sondern nur an ihrem Vermittlungsstellenstandort. Und andererseits hat die
Antragsgegnerin bei der Antragstellerin keine andere Zusammenschaltung fur die Terminierung
ins Netz der Antragstellerin nachgefragt.

Auch der Vortrag, dass die Antragstellerin die Gestelle auch zur Installation eigener Technik
nutze, was sich aus Ziffer 3.2 des Anhangs A der Zusammenschaltungsvereinbarung ergebe,
tragt nicht. Die Klausel sieht eine solche gemeinsame Nutzung nicht vor. Im Ubrigen haben die
Ermittlungen aber auch zweifelsfrei ergeben, dass die Antragstellerin der Antragsgegnerin tatl’
sachlich Flache in ihren Vermittlungsstellenstandorten zur exklusiven Nutzung Uberlasst. Dies
ergibt sich aus den von der Antragstellerin vorgelegten Fotos von Kollokationen der Antrags(
gegnerin sowie der Erdrterung in der mundlichen Verhandlung am 02.03.2017. Selbst wenn die
Antragstellerin in einzelnen Fallen Gestelle zusatzlich auch zur Installation von Technik der An[]
tragstellerin nutzen wirde, wirde jedenfalls in den belegten Fallen eine exklusive Nutzung durch
die Antragsgegnerin vorliegen.

Mit der vorliegenden Anordnung wird der Antragstellerin riickwirkend eine (kostenpflichtige) Kol
lokationsverpflichtung auferlegt, mit der eine entsprechende Nachfragepflicht der Antragsgegne-
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rin korrespondiert. Inwieweit die Parteien diesen Verpflichtungen bislang in allen Einzelheiten
nachgekommen sind — etwa im Hinblick auf die Gewahrung der Zutrittsrechte oder auf MitnutlJ
zungen — ist hier nicht weiter relevant.

Insofern als die Antragsgegnerin mit Stellungnahme vom 11.05.2017 ergdnzend vortragt, dass
eine stichprobenartige Vor-Ort-Prifung ergeben habe, dass die Antragstellerin der Antragsgeg(!
nerin nicht durchgangig einen Raum zur exklusiven Nutzung Uberlasse, ist anzumerken, dass es
darauf fur die vorliegende Anordnung nicht weiter ankommt. Eine Entgeltzahlungspflicht besteht
jedenfalls dann, wenn eine exklusive Nutzung erfolgt. Sollte es tatsachlich in Einzelfallen an eill
ner exklusiven Nutzung fehlen, ist insofern keine entgeltpflichtige Kollokation gegeben. Die Bell
schlusskammer weist daraufhin, dass die erteilten Genehmigungen nur die Kollokationsgewah(
rung auf einer dem Zugangsnachfrager berlassenen Flache, die eine Stellflache von 60 x 60
cm zum Aufbau von Technik des Zugangsnachfragers aufweist, in den Raumlichkeiten der An(l
tragstellerin umfassen. Das bedeutet, die Genehmigungen umfassen nicht die Gewahrung der
Kollokation durch ein Kollokationsfach.

Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin steht insofern auch nicht die Entscheidung BK3b[
09/047 entgegen. In dieser Entscheidung ist zwar erkannt worden, dass die Antragsgegnerin
keine weiteren Infrastrukturleistungen, insbesondere Kollokationsleistungen, nutze; die insofern
malfgebliche Feststellung ist jedoch in Ziffer 1 getroffen worden, die durch Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts, 6 C 24.15, vom 24.08.2016 aufgehoben worden ist. Ungeachtet
dessen waren aber auch die neuen Erkenntnisse und die nun vorgelegten Ausfiihrungen zu den
tatsachlichen Gegebenheiten zu bericksichtigen, die zu einer abweichenden Wertung fuhren.

Die beantragte Erganzungsvereinbarung war daher auch hinsichtlich der von der Antragstellerin
erbrachten Kollokationsleistungen anzuordnen.

2.2.2 Anordnung der Entgelte

Fir die verfahrensgegenstandlichen Leistungen war die Zahlung der jeweils genehmigten Ent!
gelte anzuordnen. Die Pflicht zur Zahlung der genehmigten Entgelte istin § 3 (§ 2 a.F.) Nr. 1 der
Erganzungsvereinbarung niedergelegt. Mit der Bezugnahme auf die zum Zeitpunkt der Leis(]
tungsbereitstellung geltenden Entgeltbedingungen sind die mafigeblichen Entgelte hinreichend
eindeutig bestimmt.

2.2.3 Ausgestaltung der Erganzungsanordnung

An der von der Antragstellerin vorgelegten und zur Anordnung beantragten Erganzungsverein(]
barung sind verschiedene Anderungen vorzunehmen.

In § 1 wird die Uberschrift auf ,Leistungsbeschreibungen® geandert, die Rechtschreibfehler in
Nr. 2 Satz 1 und Nr. 3 Satz 2 berichtigt sowie in Nr. 3 Satz 2 der letzten Halbsatz gestrichen. Der
§ 1 Nr. 4 wird dahingehend neu gefasst, dass fur die Leistung der Antragstellerin die Regelun(]
gen der Leistung der Antragsgegnerin im Zusammenschaltungsvertrag entsprechend gelten. Es
wird ein neuer § 2 eingeflgt, in dem der Zeitpunkt der Leistungsbereitstellung geregelt ist. Die
Antragsgegnerin hat diese Anderungen gefordert und die Antragstellerin ist mit den Anderungen
einverstanden. Das in § 2 Satz 3 n.F. in Bezug genommene Inkrafttreten erfolgt rickwirkend
zum 16.11.2006 (vgl. dazu die Ausfihrungen unter Ziffer 2.2.4).

§ 3 (§ 2 a.F.) Nr. 2 Satz 1 wird dahingehend erganzt, dass die Antragstellerin frihestens mit
Inkrafttreten der angeordneten Zusatzvereinbarung die Entgelte fiir die geregelten Leistungen in
Rechnung stellt. Die Antragsgegnerin hat diese Anderung vorgeschlagen, die die Antragstellerin
akzeptiert hat.

Die Anderung des Verweises in § 3 (§ 2 a.F.) Nr. 2 Satz 2 ist eine Folgeédnderung, die sich aus
der Einfligung des neuen § 2 ergibt.
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In § 3 (§ 2 a.F.) Nr. 2 wird eine Regelung erganzt, die die Entgeltzahlungspflicht mit dem Wirk(
samwerden der Kiindigung fiir die ICAs und ZZK begrenzt. Die Antragsgegnerin hat diese Andel’
rung vorgeschlagen. Die Antragsgegnerin hat in der mundlichen Verhandlung erklart, dass sie
diejenigen Anderungswiinsche der Antragstellerin akzeptiert, die sie nicht weiter kommentiert.

Somit haben sich die Parteien auf diese Formulierung geeinigt.

In § 3 (§2a.F.) Nr. 3 Absatz 1 wird der Satz ,Von der Telekom werden die Verbindungsminuten
generiert, die sich aus der Bezahlung der Leistung Vodafone B. 1 ergeben” nicht erganzt, weil
die Regelung auch ohne diese Erganzung hinreichend klar ist.

In § 3 (§2a.F.) Nr. 3 wird ,444.000 durch ,440.000“ ersetzt. Dies hat die Antragsgegnerin unter
Hinweis auf die im Berichtigungsbeschluss vom 05.02.2010 in dem Verfahren BK3b-09/047 zum
Ausdruck kommende Spruchpraxis der Bundesnetzagentur gefordert. Da die Antragstellerin
dem nicht widersprach, war die Anderung auch in der Ergénzungsvereinbarung zu dokumentiel]
ren.

In § 3 (§ 2 a.F.) wird als Nr. 4 eine Verzinsungsregelung eingefligt. Die Parteien haben mit Ver(
tragsanderung vom 05.07.2016/13.07.2016 der ,Zusammenschaltungsvereinbarung mit Vodafol’
ne (Mobilfunk)“, die dem Schriftsatz der Antragsgegnerin vom 09.03.2017 als Anlage 2 beigefuigt
war, eine [BuGG]. Da dies offenbar aus Sicht der Parteien eine angemessene Verzinsungsrege!l
lung darstellt und eine Vergleichbarkeit mit der von der Antragstellerin zu leistenden Rickerstat(’
tung besteht, gilt diese Regelung hier entsprechend.

In der der Vertragsanderung vom 05.07.2016/13.07.2016 zu Grunde liegenden Konstellation
spielten ICAs Phsysical co-location zunachst keine Rolle, so dass eine [BuGG] vereinbart wurll
de. Im Ubrigen bestand zwischen den Parteien aber auch vor dieser Vereinbarung bereits Einig[
keit darliber, dass fir denjenigen, der Zahlungen zunachst erhalt, kein positiver Zinseffekt entl
stehen soll. Dies wird daran deutlich, dass fiir die bereits fir 2016 bestehende Konstellation der
Ruckerstattung der Entgelte flr ICAs customer-sited ein [BuGG] vereinbart wurde. Hier wird
eine Erstattung ab 2010 relevant, weil die Antragsgegnerin nach dem Vortrag der Parteien seit
Erlass der Anordnung vom 23.11.2009 Zahlungen auf Rechnungen der Antragstellerin geleistet
hat. Daher ist hier die Verzinsungsregelung erstmalig fuir das Erstattungsjahr 2010 anzuwenden.

§ 4 (§ 3 a.F.) ist zu streichen, da eine Regelung zum Inkrafttreten einer Erganzungsvereinbal’
rung bzw. eines Vertrages nicht Gegenstand einer Zugangsanordnung sein kann.

Die beantragte Erganzungsvereinbarung ist auch hinsichtlich der von der Antragstellerin er(]
brachten Kollokationsleistungen anzuordnen (siehe 2.2.1.2.). Daher scheidet die von der An[l
tragsgegnerin beantragte Streichung der Anlage 1 zur Ergdnzungsvereinbarung aus. Die An(]
tragstellerin hat jedoch den Bedenken der Antragsgegnerin zugestimmt, so dass Ziffer 2 Absatz
1 und Ziffer 2 Absatz 2 Punkt 3 der Anlage 1 zur Erganzungsvereinbarung entsprechend der
Verstandigung der Parteien zu fassen ist. Aus demselben Grund ist Ziffer 4 Absatz 2 der Anlage
1 zur Ergénzungsvereinbarung zu streichen.

Die Anlage 1 zur Ergéanzungsvereinbarung wird in Ziffer 5 um eine Zutrittsregelung erganzt, um
sicher zu stellen, dass die Antragsgegnerin jederzeit Zutritt zu der Kollokationsflache erhalt. Dal’
bei kann die Antragstellerin wahlen, ob sie die bisher offensichtlich praktizierte Zutrittsgewah(
rung mit den hier vorgegebenen Maldgaben beibehalt oder der Antragsgegnerin einen direkten
Zugang durch Uberlassung der erforderlichen Schliissel ermdglicht. Soweit die Antragstellerin
der Antragsgegnerin den Zutritt lediglich in Begleitung eines eigenen Mitarbeiters gewahren will,
muss gleichwohl der jederzeitige Zutritt sichergestellt werden. Dies ware durch die von Antragl]
stellerin vorgelegte Regelung nicht gegeben, weil lediglich im Fall einer Entstérung ein Zugang
ohne (langeren) Vorlauf méglich ware. Nach Uberzeugung der Beschlusskammer kann der An(]
tragsgegnerin ein Vorlauf von 15 Minuten zugemutet werden, weil bei der Entstérung der Tech(!
niker der Antragstellerin die Kollokation erst anfahren muss und dies in der Regel nicht in einer
kirzeren Zeit erfolgen wird. Weiter muss geregelt werden, wie die Antragsgegnerin die Gewah(
rung des konkreten Zutritts bei der Antragstellerin anfordern kann.
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2.2.4 Wirkungsbeginn der Anordnung

Die Entgelterstattungsregelung war rickwirkend zum 16.11.2006, dem Datum des Erlasses der
ersten Entgeltgenehmigung, anzuordnen. Die Genehmigung vertraglich vereinbarter Entgelte
wirkt gem. § 35 Abs. 1 S. 1 TKG zurlck auf den Zeitpunkt der erstmaligen Leistungserbringung.

Zur ndheren Begrindung vgl. BK3g-14/111 vom 20.03.2015 sowie BK3e-15/006 vom
02.07.2015.

Die Voraussetzungen fir eine Anordnung haben wahrend des von der riickwirkenden Anord[
nung erfassten Zeitraumes vorgelegen, weil die Antragstellerin durch Regulierungsverfligung zur
Erbringung der verfahrensgegenstandlichen Leistungen verpflichtet war und ihr entsprechende
Entgeltgenehmigungen erteilt waren.

Die rickwirkende Anordnung der Leistungserbringung kann ihre Rechtsfolgen auch noch entfall]
ten, weil sie die Grundlage der Zahlung von Entgelten fir die bereits bereitgestellten und tber(’
lassenen Infrastrukturen darstellt, fir die grundsatzlich auch ein Vergitungsanspruch der AnC
tragstellerin besteht,

vgl. BGH Urteil Az. Ill ZR 299/13 vom 26.06.2014, Rz. 18f.

Durch die Anordnung wird keine rickwirkende Zusammenschaltungsverpflichtung auferlegt, die
wegen Zeitablaufs unmaoglich zu erfillen ware, sondern es werden in der Vergangenheit vorgel
nommene Handlungen rechtlich zu (entgeltlichen) Leistungen bestimmt. Die angeordneten Leis(]
tungspflichten sind also bereits erfullt worden. Zudem kann der regulatorische Zweck der ent[]
geltlichen Leistungserbringung noch erreicht werden, weil er sicherstellt, dass die nach dem
Grundgedanken des § 37 Abs. 2 TKG von der Antragstellerin zu erhebenden genehmigten Ent(]
gelte auch tatsachlich von der Antragstellerin vereinnahmt werden. Wenn § 37 Abs. 2 TKG nach
der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs und des Bundesverwaltungsgerichts eine Vereinll
barung der entgeltlichen Leistungserbringung auch nicht ersetzen kann, so lasst sich aus § 37
Abs. 1 und 2 TKG doch das Ziel entnehmen, dass genehmigte Entgelte vom regulierten Unter(]
nehmen einheitlich von allen Zugangsnachfragern entrichtet werden sollen. Deshalb wird das
regulierte Unternehmen in § 37 Abs. 1 TKG nicht nur verpflichtet, keine anderen als die geneh(]
migten Entgelte zu verlangen, und die Umsetzung dieser Verpflichtung ihm selbst Uberlassen,
sondern die genehmigten Entgelte werden unmittelbar in die abgeschlossenen Zugangsverein(]
barungen in privatrechtsgestaltender Weise eingefuhrt. Die rickwirkende Anordnung der entgelt(’
lichen Leistungserbringung ermoglicht so die Erreichung des Zwecks des § 37 Abs. 2 TKG.
Scheitert die Anwendung der genehmigten Entgelte daran, dass eine Leistungsabrede fehlt,
dann muss diese zumindest nach § 25 TKG ersetzt werden kénnen.

Der rickwirkenden Anordnung stehen auch keine Griinde des Vertrauensschutzes entgegen.
Die Antragsgegnerin konnte nicht erwarten, dass die der Antragstellerin genehmigten Entgelte
ihr gegenuber nicht zur Anwendung gebracht werden, nachdem der Antragstellerin Entgelte fir
die verfahrensgegenstandlichen Leistungen mit Beschluss vom 16.11.2006 (BK3a/b-06-011)
genehmigt worden waren. Es entspricht schon nicht ihrer eigenen Praxis, Entgelte, fir die sie
eine Genehmigung erhalten hat, nicht zu erheben.

Damit ist eine rlickwirkende Anordnung einer (entgeltlichen) Leistungspflicht grundsatzlich mog
lich. Unter dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes war als Beginn der Ruckwirkung das

Datum des Erlasses der erstmaligen Entgeltgenehmigung fir die betroffenen Leistungen anzull
setzen. Dies ist bei der Entscheidung BK3a/b-06-011 der 16.11.2006. Denn erst zu diesem Zeit[!
punkt wurde das Vertrauen der Antragsgegnerin beseitigt, fur die von der Antragstellerin erl’
brachten Leistungen kein Entgelt entrichten zu missen. Weiter wird der mit der Rlickwirkung zu

erreichende regulatorische Zweck durch § 37 Abs. 2 TKG bestimmt. Die Genehmigung vertrag(
lich vereinbarter Entgelte wirkt gem. § 35 Abs. 1 S.1 TKG zurick auf den Zeitpunkt der erstmalil’
gen Leistungserbringung.
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Weil keine entgeltliche Leistungsvereinbarung vorlag, auf die die Entgeltgenehmigungen nach §
37 Abs. 2 TKG hatten einwirken kdnnen, ist die vertragliche Grundlage fir die von § 37 Abs. 2
TKG statuierte Pflicht, nur genehmigte Entgelte zu erheben, auch erst mit dem Erlass der jeweils
malgeblichen Entgeltgenehmigungen zu schaffen.

vgl. BK3g-14/111 vom 20.03.2015, S. 23, und vgl. BK3e-15/006 vom 02.07.2015, S. 13
ff.

3. Widerrufsvorbehalt

Die Aufnahme der Widerrufsvorbehalte in Ziffer 2. des Tenors gemal § 36 VwVfG ist erforder(]
lich. FUr den Fall, dass die Parteien eine Vereinbarung tber die Regelung der Entgelterstattung

schliel3en, ist wegen des Vorrangs des Vertragsschlusses vor der Anordnung, der in den §§ 16,

25 Abs. 2 TKG zum Ausdruck kommt, die dieser Entscheidung zugrunde liegende Anordnung zu

widerrufen. Gleiches gilt fir den Fall, dass die Parteien eine Vereinbarung abschlie3en sollten,

die der Antragsgegnerin Einfluss auf den Umfang der Bereitstellung der verfahrensgegenstand(’
lichen Leistungen gibt, weil deren Fehlen ein wesentlicher Grund flr die Anordnung der Entgell]
terstattungsregelung war.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Verwal
tungsgericht Kéln, Appellhofplatz, 50667 Koéln, erhoben werden. Ein Vorverfahren findet nicht
statt (§ 137 Abs. 2 TKG).

Die Klage ist schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschaftsstelle oder in elektl
ronischer Form nach Mafligabe der Verordnung Uber den elektronischen Rechtsverkehr bei den
Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG —
vom 7.11.2012, GV. NRW. S. 548) zu erheben. Die Klage muss den Klager, den Beklagten und
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begrindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden.

Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefligt werden, dass alle Beteiligten eine
Ausfertigung erhalten kénnen. Im Fall der elektronischen Einreichung nach MalRgabe der
ERVVO VG/FG bedarf es keiner Abschriften.

Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung (§ 137 Abs. 1 TKG).

Bonn, den 18.05.2017

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer

Wilmsmann Dr. Geers Wieners

Offentliche Fassung



	Sachverhalt
	Gründe



